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OECD Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Européische Union

EWR Europaischer Wirtschaftsraum

EDA Eidgendssisches Departement fir auswértige Angelegenheiten

BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher
Bemessungsgrundlagen und das grenziberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

MENA Middle East & North Africa

OCDE Organisation de coopération et de développement économiques

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national

CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national

UE Union européenne

EEE I'Espace économique européen

DFAE Département fédéral des affaires étrangéres

BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et
transfert des bénéfices)

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

MOAN Moyen-Orient et I'Afrique du Nord
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Im Oktober 2020 publizierte der Bundesrat erstmals eine aussenpolitische Strategie
fiir den Mittleren Osten und Nordafrika, die den Rahmen flr samtliche Aktivitaten der
Schweiz in der MENA-Region von 2021 bis 2024 bilden soll. Grund flr die erstmalige
Erarbeitung einer eigenen geografischen Strategie flr diese Region sei unter anderem
die geografische Nahe, die wichtige Rolle der Schweiz bei der Friedensférderung und
der Guten Dienste und die Schltsselrolle flr die Sicherheit der Schweiz hinsichtlich
terroristischer Anschlage und steigenden Migrationsdrucks, erklarte der Bundesrat.
Auch in der Strategie der Internationalen Zusammenarbeit 2021-2024 gelte sie als eine
der vier Schwerpunktregionen.

Die geografische Teilstrategie stehe wie die Ubergeordnete Aussenpolitische Strategie
2020-2023 im Zeichen des Whole-of-Government-Ansatzes, mithilfe dessen alle
Departemente, die Bundeskanzlei und das Aussennetz der Schweiz an einer koharenten
Umsetzung der Aussenpolitik beteiligt werden sollen. Die Strategie unterscheidet
zwischen thematischen Schwerpunkten - Frieden, Sicherheit und Menschenrechte;
Migration und Schutz von Menschen in Not; nachhaltige Entwicklung Wirtschaft,
Finanzen und Wissenschaft; Digitalisierung und neue Technologien - und geografischen
Schwerpunkten - Nordafrika; Naher Osten; Arabische Halbinsel und Iran. Fir jede
Teilregion wurden die drei wichtigsten Themenbereiche der Schweiz definiert und
zudem fur jedes Land individuell die aussenpolitischen Prioritaten festgelegt.

Der Bundesrat erlauterte im Strategiepapier, dass sich die Schweiz in Nordafrika vor
allem auf ihr Engagement fir eine gute Regierungsfihrung, eine nachhaltige
Wirtschaftsentwicklung und eine sichere Migration fokussieren werde. Durch die
Schaffung nachhaltiger Perspektiven in den Herkunftsléndern und den Abschluss neuer
Migrationsabkommen soll irregulare Migration verhindert werden. Die Férderung des
Mitspracherechts der Bevélkerung und Initiativen zur Verbesserung der
wirtschaftlichen Perspektiven stiinden in dieser Region daher im Mittelpunkt, so der
Bundesrat. Im Nahen Osten wolle sich die Schweiz weiterhin an der Suche nach einer
politischen Lésung fur die Konflikte in Syrien, Israel und Paléstina beteiligen. Zudem
versuche man in diesen Landern die Berufsbildung zu férdern und den Zugang zum
Arbeitsmarkt zu verbessern. Mit Israel sollen dartiber hinaus Partnerschaften im Bereich
Fintech und Medtech abgeschlossen werden. Auf der arabischen Halbinsel und im Iran
ist die Schweiz bereits aufgrund des Schutzmachtmandats der USA in Iran und zwischen
Iran und Saudi-Arabien sehr aktiv. Zuklnftig soll der bilaterale Dialog zwischen den
Staaten der Region, auch im Hinblick auf den seit Jahren andauernden Jemen-Krieg,
intensiviert werden, um die Sicherheit und Stabilitat der Region zu stérken. Auch neue
Wirtschafts- und Finanzkooperationen sollen umgesetzt werden, da sich viele Staaten
in der Region aufgrund der volatilen Erddlpreise um eine Diversifizierung ihrer
Wirtschaft bemuhten, stellte der Bundesrat im Bericht fest. Da diese Staaten auch
allesamt vom Klimawandel betroffen seien, nicht zuletzt wegen Wasserknappheit, legten
sie sehr viel Wert auf einen nachhaltigen Umgang mit natlrlichen Ressourcen und auf
nachhaltige Energietrager. Fir Schweizer Unternehmen, die sich auf entsprechende
Technologien spezialisiert haben, boéte die geplante Energiewende vielfaltige
Expansionsmaoglichkeiten.

Jahresriickblick 2020: Aussenpolitik

Nebst dem Dauerbrenner «Institutionelles Rahmenabkommen» hielten auch die
Auswirkungen der Corona-Krise im Bereich der Aussenpolitik das Parlament und den
Bundesrat auf Trab. Sie waren aber beileibe nicht die einzigen Themen, welche die
Schweizer Aussenpolitik im Jahr 2020 pragten.

Mitte Méarz beschloss der Bundesrat aufgrund der Corona-Pandemie die Einfiihrung von
Schengen-Grenzkontrollen - und damit faktisch die Schliessung der Grenzen - zu allen
Nachbarlandern mit Ausnahme Liechtensteins. Diese Restriktionen wurden in den
darauffolgenden Wochen auf die Schengen-Aussengrenzen und Flige aus séamtlichen
Schengen-Staaten ausgeweitet. Kurz darauf ergriff das EDA erste Massnahmen, um den
im Ausland gestrandeten Blrgerinnen und Birgern die Rickreise in die Schweiz zu
erleichtern. Da diese Massnahmen bereits nach wenigen Tagen nicht mehr ausreichten,
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da abgesagte Flige und geschlossene Grenzen die eigenstandige Rickreise
verunmoglichten, initiierte das EDA die bis anhin grosste Riickholaktion von Schweizer
Reisenden aller Zeiten. Im Rahmen dieser Aktion fihrten Edelweiss und Swiss bis Ende
April Repatriierungsfliige fir rund 7000 Personen durch. Mit dem Abflachen der ersten
Infektionswelle wurde im Mai rasch der Ruf nach einer méglichst baldigen Offnung der
Grenzen zu Deutschland wund Frankreich und der Wiederherstellung der
Personenfreizligigkeit laut. Trotz des Dréngens der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier fihrte der Bundesrat Lockerungen erst wie geplant im Juni ein.

Das Evergreen der Schweizer Aussenpolitik, das institutionelle Rahmenabkommen,
geriet ob der Corona-Krise bisweilen fast ein wenig in Vergessenheit, gewann aber
spatestens nach der Ablehnung der Begrenzungsinitiative an der Urne wieder an
Bedeutung. Das hatte einerseits mit einer Erklarung der Sozialpartner zu tun, welche
sich nicht hinter die zuletzt vorgestellte Fassung des Rahmenabkommens stellen
wollten. Andererseits sorgte aber vor allem auch die Absetzung des bisherigen EU-
Chefunterhandlers - Roberto Balzaretti - und die damit einhergehende Ernennung von
Livia Leu zur neuen Staatssekretérin und Chefunterhéandlerin fir mediale Schlagzeilen.
Wahrend zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Nutzen des Wechsels
in Frage stellten und den Bundesrat flir seinen Personalverschleiss kritisierten, zeigten
Vertreter der EU wenig Verstandnis fur erneute Verzégerungen aufseiten der Schweiz.
Durch die Annahme eines Postulats Nussbaumer(sp, BL; Po. 18.3059) forderte das
Parlament vom Bundesrat derweil die Mdglichkeit der parlamentarischen Mitwirkung in
den Angelegenheiten Schweiz-EU, sofern das Rahmenabkommen angenommen werden
sollte. Deutlich weniger polarisierend waren die Genehmigung und Umsetzung des
Europaischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems fir den Schengen-Raum
sowie eine ndtig gewordene Anderung des Auslander- und Integrationsgesetzes, die
vom Standerat einstimmig angenommen wurden.

Neben diesen zwei zentralen Aspekten tat sich aber in der Aussenpolitik 2020 noch
einiges: Begonnen hatte das aussenpolitische Jahr im Januar mit der Veroffentlichung
der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023, die erstmals im Rahmen eines
interdepartementalen Prozesses erarbeitet worden war, um die Kohérenz zwischen
Innen- und Aussenpolitik zu verbessern. Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung bildeten die vier inhaltlichen Schwerpunkte der
Strategie. Im Februar folgte sodann die Strategie der internationalen Zusammenarbeit
2021-2024, welche den Handlungsrahmen far die Bereiche der
Entwicklungszusammenarbeit, der humanitéren Hilfe, der Férderung des Friedens und
der menschlichen Sicherheit vorgab. Im Vergleich zur Strategie der Vorperiode (2017-
2020) wurden die Beendigung der extremen Armut und die Bekdmpfung des
Klimawandels starker gewichtet.

Von besonderer Bedeutung flr die Schweizer Aussenpolitik ist traditionsgemass die
Rolle der Schweiz in internationalen Organisationen aber auch als Sitz ebenjener. Die
Kandidatur fiir ein nichtstdndiges Mandat im UNO-Sicherheitsrat 2023/24
beschaftigte das Parlament im abgelaufenen Jahr auf ganz unterschiedliche Weise.
Wéhrend Roland Biichel (svp, SG) noch immer fir einen Verzicht auf die Kandidatur
kémpfte, sorgte sich die Aussenpolitische Kommission des Standerats vor allem um den
Einbezug des Parlaments im Falle eines Erfolgs. Fur den Bundesrat stand die Kandidatur
ausser Frage, was er unter anderem durch die Erwadhnung in der Aussenpolitischen
Strategie zementierte. Er argumentierte Uberdies, dass das Mandat nicht zuletzt auch
der Standortférderung des internationalen Genfs diene. Die Wettbewerbsfahigkeit
Genfs wurde 2020 auch durch die Finanzhilfen an die Internationale Fernmeldeunion
und die Strategie zur Digitalaussenpolitik, mit welcher Genf zum Zentrum der
internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace gemacht werden soll, gefordert. Die
SVP bemthte sich zudem um den Ruckzug der Schweiz vom UNO-Flichtlingspakt und
eine Senkung des Finanzbeitrags an die UNRWA, fand aber keine Unterstltzung Uber die
Fraktionsgrenzen hinaus.

In der Entwicklungspolitik gaben vor allem die Kapitalerhdhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank Anlass zu ausfihrlichen Ratsdebatten. Zwei
Minderheiten der Ratsrechten setzten sich fur ein Nichteintreten ein und begrindeten
ihre Ablehnung unter anderem mit der finanziellen Belastung der Schweiz in der
Corona-Krise, die solche Ausgaben nicht zuliesse. Im Endeffekt nahmen beide Rate die
Krediterhéhungen an, genauso wie einen von der APK-NR beantragten Nachtragskredit
far die humanitare Hilfe.

Ferner beschéftigte sich das Parlament ausgiebig mit dem Umgang der Schweiz mit dem
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Brexit. Im Rahmen der sogenannten Mind-the-Gap-Strategie setzten sich die Rate
unter anderem mit einem Abkommen zur Fortsetzung der Personenfreizigigkeit
auseinander und loteten eine vertiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Vereinigten Konigreich aus. In beiden Fallen sprach sich das Parlament mit grosser
Mehrheit flr die Kooperation mit Grossbritannien aus.

Im Nachgang des 2019 geféllten EDA-Entscheids zu den Tatigkeiten der Pilatus AG in
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten veréffentlichte der Bundesrat
Anfang Jahr einen Bericht zur Uberpriifung des Bundesgesetzes (iber die im Ausland
erbrachten  Sicherheitsdienstleistungen. Er  beschloss die Prifung einer
Gesetzesrevision, weshalb im Juni eine Motion der SIK-NR zur gleichen Thematik
abgelehnt wurde.

Wenn auch inhaltlich nicht sonderlich bedeutsam, war die schiere Menge an
Anpassungen von Doppelbesteuerungsabkommen im Jahr 2020 dennoch
bemerkenswert. Grund fir die Anderungsprotokolle waren die neuen OECD-
Mindeststandards, denen sich die Schweiz im Rahmen des BEPS-Ubereinkommens
bereits im vergangenen Jahr unterworfen hatte. Zudem genehmigte das Parlament auch
das lange Zeit sistierte Doppelbesteuerungsabkommen mit Saudi-Arabien.

Obwohl die Genfer Standesinitiative  fir ein  Referendum  Uber das
Freihandelsabkommen mit Mercosur (Kt.lv. 19.313) im Méarz noch klar vom Sténderat
abgelehnt worden war und sich mehrere Kantone bereits im vergangenen Jahr erfolglos
gegen das Freihandelsabkommen mit Indonesien gewehrt hatten, zeichnete sich
allmahlich ein Wandel in der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik ab. Im Juni kam es mit
dem erfolgreichen Referendum gegen das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit
Indonesien nun zu einer Anomalie in der Schweizer Wirtschaftspolitik. Erst einmal hatte
die Bevodlkerung Uber ein Abkommen im Bereich der Aussenwirtschaft abstimmen
kénnen - wobei die Abstimmung Uber den EWR dem ausserordentlichen
obligatorischen Referendum unterlegen hatte - und noch nie war bisher ein
fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande gekommen.

Die Corona-Krise wirkte sich erwartungsgemaéss auch auf die Themenkonjunktur in den
Zeitungen aus. So sank die Zahl der aussenpolitischen Artikel von Uber 10 Prozent im
Dezember 2019 auf 4 Prozent im April 2020. Wenig erstaunlich waren Artikel zu
zwischenstaatlichen Beziehungen Uberaus stark vertreten, was sich mit den
Grenzschliessungen/-6ffnungen und den Quarantédnebestimmungen erklédren l8sst.
Gegen Jahresende nahm die Berichterstattung zu Europa, die im Vergleich zu den
Vorjahren unterdurchschnittlich ausfiel, etwas zu. Grund hierfir war das
Rahmenabkommen, dessen Verhandlung nach der  Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative weiter vorangetrieben wurde. 2

1) MENA-Strategie; Medienmitteilung Bundesrat vom 14.10.20
2) APS-Zeitungsanalyse 2020 - Aussenpolitik
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